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RAVENSBURG/STUTTGART - Sven
Maier trägt einen dicken Pullover, da-
mit er nicht friert. Um ihn herum ist
es dunkel und menschenleer. Dabei
befindet sich Maier an einem Ort, der
werktags in normalen Zeiten eigent-
lich hell erleuchtet und gefüllt mit
Menschen ist, die sich in warme De-
cke hüllen wollen: in seinem eigenen
Bettengeschäft „Schwäbische Traum-
fabrik“. Doch im Corona-Lockdown
ist das Licht hier ausgeschaltet und
auch die Heizung nicht mehr in Be-
trieb. „Wir sparen Kosten an allen Ec-
ken und Enden“, sagt der Geschäfts-
führer der Bettwarenfirma aus Bad
Boll im Landkreis Göppingen.

Für Maier zählt jeder Cent, denn
dem Unternehmer geht es wie vielen
seiner Kollegen in diesen Zeiten mi-
serabel. Im Dezember mussten die
Einzelhändler, die nicht der Grund-
versorgung dienen, wegen der Coro-
na-Pandemie erneut komplett schlie-
ßen. „Das ist für uns extrem schwie-
rig“, sagt Maier bei einer Pressekon-
ferenz des Handelsverbands
Baden-Württemberg am Mittwoch.

Gleiche Verzweiflung auch bei
Roland Reischmann. Reischmann be-
treibt Bekleidungs- und Sportge-
schäfte in Ravensburg, Ulm, Kemp-
ten und Memmingen: Ein 160 Jahre al-
tes Familienunternehmen mit Zu-
kunftsangst. „Auch gut aufgestellte
Einzelhandelsunternehmen schaffen
das nicht“, sagt Reischmann. Schuh-
und Modehäuser hätten ein Umsatz-
minus von 30 Prozent im Jahr 2020

ertragen müssen. Gleichzeitig staple
sich die Ware in den Lagern und ver-
liere an Wert. Und durch den jetzigen
Komplettausfall aufgrund des Lock-
downs werde die Liquidität immer
knapper.

„Die Situation im Handel ist äu-
ßerst dramatisch“, sagt der Präsident
des Handelsverbandes Baden-Würt-
temberg, Hermann Hutter. Mehr als
die Hälfte der Händler sehe einer
Umfrage zufolge spätestens in der
zweiten Jahreshälfte ihre unterneh-
merische Existenz in Gefahr. „Zu-
sammen mit der Gastronomie und
den Hotels gehört der Handel zu den
Hauptleidtragenden der Kontaktver-
bote“, sagt Hutter. Dabei sei der Ein-
zelhandel in Bezug auf das Infekti-
onsgeschehen sehr sicher. „Es gibt
keine signifikanten Fälle von Corona-
Erkrankungen unter den Mitarbei-
tern im Handel.“ Trotzdem habe sich
die Politik für die Schließung ent-
schlossen. Der Einzelhandel erbringe
damit ein „Sonderopfer“.

Gleichzeitig werde die Branche
mit der sogenannten Überbrü-
ckungshilfe III des Bundes aber sehr
schlecht unterstützt – darin sind sich

am Mittwoch Verband und Händler
einig. Die Überbrückungshilfe III, die
von Januar bis Ende Juni gilt, sieht bis
zu 500 000 Euro Unterstützung pro
Monat für geschlossene und indirekt
davon betroffene Betriebe vor. Au-
ßerdem wird den Unternehmen je
nach Höhe ihres Umsatzausfalls eine
Unterstützung von bis zu 90 Prozent
ihrer Fixkosten gewährt. Je höher der
Umsatzrückgang im Vergleich zum
Vorjahresmonat ist, desto größer fällt
die Hilfe aus. Sind es 70 Prozent oder
mehr, dann gilt die Erstattung von 90
Prozent der Fixkosten. Wer aber we-
niger als 30 Prozent Umsatzausfall zu
verzeichnen hat, erhält keine Erstat-
tung.

„Diese Hilfe hat so hohe Eintritts-
barrieren, dass sie oft nicht ausge-
zahlt wird“, sagt Hermann Hutter. Im
gesamten Handel in Deutschland sei-
en bisher 90 Millionen Euro ausge-
schüttet worden, „aber auf der ande-
ren Seite sind dem Handel im Weih-
nachtsgeschäft Umsatzverluste von
ungefähr 40 Milliarden Euro entstan-
den.“

Zum einen sei die Hilfe sehr kom-
pliziert zu beantragen, sagt Roland

Reischmann. Er habe versucht mit
Wirtschaftsprüfern und Steuerbera-
tern auszurechnen, „welchen Ab-
spruch wir haben“. Es sei nicht gelun-
gen. Simon Bittel, Geschäftsführer
des Parfümeriehandels Amica mit
Standorten unter anderem in Ravens-
burg, Wangen und Friedrichshafen,
treffen die hohen Eintrittshürden:
Sein Parfümerieunternehmen sei
nach der jetzigen Regelung gar nicht
anspruchsberechtigt. „Unser Um-
satzrückgang ist mit 28 Prozent nicht
ausreichend, um Hilfe zu bekommen.
Dabei haben wir hohe Fixkosten, da
wir für Parfümerien in den Bestlagen
hohe Mieten zahlen. Und da braucht
man dann keine 30 Prozent Umsatz-
rückgang, um in die Verlustzone zu
rutschen. Da reichen auch 15, 20 oder
25 Prozent Umsatzrückgang“, sagt
Bittel. Aber auch bei ihm kommt
nichts an.

Bittel und Reischmann haben des-
halb zusammen mit anderen betrof-
fenen Kollegen die Initiative „Handel
steht zusammen“ gegründet. Das
Bündnis kritisiert die Kriterien, nach
denen die Hilfe gewährt wird, und hat
ein Forderungspapier mit einem ei-
genen Konzept verfasst. Das wird
auch vom Handelsverband unter-
stützt. Zu den Forderungen zählen
neben anderen Berechnungsgrundla-
gen auch eine stufenlose Staffelung
der Hilfen sowie eine Abschaffung
der Umsatzobergrenze und eine Ent-
schädigung für die Kosten der ange-
schafften, aber nun nicht mehr
brauchbaren Saisonware. „Wir reden
nicht von Gewinnen, wir reden nur

von Verlustausgleich“, sagt Reisch-
mann.

Ziel sei es, unbedingt Insolvenzen
zu vermeiden. Erste Fälle seien ja be-
reits bekannt geworden, wie die Plei-
te der fränkischen Modekette Adler.
Bei vielen Unternehmen würde man
es aber gar nicht mitbekommen,
wenn sie für immer schließen. „Die
meisten machen still und heimlich
zu“, sagt Handelsverbandspräsident
Hermann Hutter. Gerade Baden-
Württemberg habe viele Mittelstädte
mit 20 000 bis 100 000 Einwohnern.
„Und wenn dann dort nur drei Ge-
schäfte zumachen, dann wird die gan-
ze Einkaufsstraße unattraktiv. Das
werden die Menschen bald spüren.“
Teilweise trete es schon ein: „In Ra-
vensburg, Kempten und Memmingen
gibt es bereits viele Leerstände, vor
allem in den Randlagen“, sagt Roland
Reischmann. Bunte, schöne Innen-
städte stünden damit vor dem Aus,
warnt Hutter. 

Auch Onlineshops würden den
Einzelhändlern nicht wirklich helfen.
„Unser Onlineshop läuft gut“, sagt
Roland Reischmann, „aber die fehlen-
den Umsätze aus dem stationären
Handel kann er nur bedingt ausglei-
chen.“ Dass die Händler den digitalen
Weg verschlafen hätten, will Her-
mann Hutter dann auch nicht gelten
lassen. Die Wettbewerber seien ex-
trem stark und dem gegenüber fehle
den kleinen und mittelständischen
Unternehmen einfach die finanzielle
Kraft, um gegenzuhalten. Jetzt in der
Krise sei das umso mehr so. Denn das
Geld ist knapper denn je.

Von Helena Golz
●

BERLIN (dpa) - In der Debatte um
Homeoffice in der Pandemie wollen
die Grünen im Bundestag den Druck
auf Arbeitgeber erhöhen. „Dort, wo
es möglich ist, müssen Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgeber verpflichtet
werden, Homeoffice zu erlauben“,
sagte die Fraktionsvorsitzende der
Grünen Katrin Göring-Eckardt. „Wer
von zu Hause arbeiten kann und will,
muss das sofort tun können.“ Die
Bundesregierung will beim Thema
Homeoffice aber weiter auf Freiwil-
ligkeit setzen, machte eine Spreche-
rin am Mittwoch deutlich.

Während viele Unternehmen vor-
bildlich handelten, berichteten im-
mer noch zu viele Angestellte, dass
ihnen ohne Not die Möglichkeit zum
Arbeiten daheim verweigert werde,
sagte Göring-Eckardt. Bisher gibt es
lediglich eine Aufforderung an Ar-
beitgeber, Homeoffice wo möglich
zu genehmigen. „Von Appellen allein
lassen sich bisher uneinsichtige Ar-
beitgeber nicht beeindrucken. Wer
das nicht kann, muss auf seiner Ar-
beitsstelle den bestmöglichen
Schutz erhalten.“

Dazu wollen die Grünen eine Re-
gelung im Arbeitsschutzgesetz nut-
zen, die es dem Bundesarbeitsminis-
terium ermöglicht, in epidemischen
Lagen von nationaler Tragweite
Rechtsverordnungen zu erlassen. Das
sei getrennt zu sehen von Plänen von

Arbeitsminister Hubertus Heil
(SPD), den Zugang zum Homeoffice
dauerhaft zu erleichtern, erläuterte
die Parlamentarische Geschäftsfüh-
rerin Britta Haßelmann. Über den
Antrag der Grünen soll der Bundes-
tag am Donnerstagabend diskutieren.

Arbeitgebern, die gegen die vor-
geschlagene Verordnung verstoßen,
soll nach den Plänen ein Bußgeld
drohen. Für Beschäftigte soll es eine
Hotline geben, bei der sie Verstöße
melden können. Zudem müssten die
Entschädigungs- und Unterstüt-
zungsleistungen für Eltern betreu-
ungsbedürftiger Kinder klarer gere-
gelt und auch dann gewährt werden,
wenn Kitas oder Schulen zwar nicht
geschlossen sind, Eltern ihre Kinder
dort aber nicht hinschicken, um Kon-
takte zu vermeiden.

In der Debatte war zuletzt der
Druck auf die Wirtschaft gestiegen.
Denn während Arbeitgeber gemäß
der jüngsten Corona-Beschlüsse le-
diglich „dringend gebeten“ sind,
Homeoffice-Möglichkeiten zu schaf-
fen, gibt es in anderen Bereichen wie
Familientreffen, Handel, Gastrono-
mie und Schulen längst scharfe Vor-
gaben. 

Bayerns Ministerpräsident Mar-
kus Söder (CSU) will über steuerli-
che Anreize für Firmen mehr Mög-
lichkeiten für Arbeiten im Homeof-
fice schaffen. „Wir wollen das steu-

erlich fördern und begünstigen“, sag-
te Söder nach Beratungen mit
Arbeitgeber- und Gewerkschaftsver-
tretern am Mittwoch in München.
Feste Quoten seien nicht der richtige
Weg. Das Land Bayern als Arbeitge-
ber wolle einen Anspruch auf einen
Homeoffice-Arbeitsplatz etablieren,
wo immer dies möglich sei. 

DGB-Chef Reiner Hoffmann hat-
te zuvor einzelnen Arbeitgebern alt-
modisches Verhalten vorgeworfen.
„Fakt ist, dass viele Unternehmen
und Verwaltungen auch dort, wo es
gut möglich wäre, kein Homeoffice
anbieten. Offenbar liegt dies an ei-
nem antiquierten Führungs- und
Kontrollverhalten“, sagte Hoffmann
der „Rheinischen Post“. Ein Problem
sei auch die mangelnde technische
Ausstattung. Dies müsse sich schnell
und langfristig ändern.

Gesamtmetall-Präsident Stefan
Wolf betonte hingegen, die Wirt-
schaft tue schon viel. „Da, wo es
möglich ist, wird seit dem Frühjahr
2020 weitgehend im Homeoffice ge-
arbeitet“, sagte er der „Neuen Osna-
brücker Zeitung“. 

Homeoffice-Druck auf Firmen steigt
DGB-Chef kritisiert antiquiertes Führungs- und Kontrollverhalten – Bayern will Homeoffice über Steueranreize fördern 

„Wer von zu Hause arbeiten kann und will, muss das sofort tun können“, fordert
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt. FOTO: JENS KALAENE/DPA

BERLIN (hko) - Auf dem Weg zum
Lieferkettengesetz hat die Bundesre-
gierung anscheinend Fortschritte er-
reicht. Nach dem Gespräch von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
mit Entwicklungsminister Gerd
Müller (CSU), Arbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) und Wirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) am
Mittwoch gab es zwar keine offizielle
inhaltliche Stellungnahme. Inoffi-
ziell hieß es jedoch, die Verhandlun-
gen seien auf einem gutem Weg, und
es bestehe die Möglichkeit der Eini-
gung.

Der Konflikt beschäftigt die Ko-
alition aus Union und SPD seit Jah-
ren. Entwicklungsminister Gerd
Müller (CSU) und Arbeitsminister
Hubertus Heil (SPD) wollen mög-
lichst bald ein Gesetz beschließen,
das hiesige Unternehmen verpflich-
tet, sich um die sozialen und ökologi-
schen Menschenrechte in ihren aus-
ländischen Zulieferfabriken zu küm-
mern. Vor allem Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) will
dagegen zu große Belastungen der
Firmen verhindern. 

Ein Konflikt dreht sich darum, ob
die einheimischen Unternehmen
nur für ihre Hauptzulieferer zustän-
dig sein sollen, oder auch für nach-
geordnete Firmen. Eine Regelung
nur für die Zulieferer erster Ordnung
lehnt das Entwicklungsministerium
ab. Das Wirtschaftsministerium ver-
langt dagegen, die Haftung der Un-
ternehmen zu begrenzen.

Währenddessen haben 70 Ökono-
minnen und Ökonomen zu einer
schnellen Einigung aufgerufen. Die
Bundesregierung solle ihre Zusage
aus dem Koalitionsvertrag zügig um-
setzen und zugleich auch für eine
starke EU-weite Regelung eintreten.

Lieferkettengesetz
ist auf dem Weg

Südwesten erleichtert 
Zugang zu Corona-Hilfen 
STUTTGART (lsw) - Schausteller,
Marktkaufleute und Unternehmen
der Event- und Veranstaltungs-
branche sowie das Taxigewerbe
können leichter an Gelder zur
Überbrückung der Corona-Krise
kommen. Das Land weitet die Mög-
lichkeiten für den Tilgungszuschuss
aus, wie das Wirtschaftsministeri-
um am Mittwoch in Stuttgart mit-
teilte. Bisher gebe es nur Gelder für
klassische Kredite. Nun sind auch
Zuschüsse für den Mietkauf, Geld-
marktdarlehen und Finanzierungs-
leasing möglich. Bisher wurden fast
1000 Anträge mit einem Volumen
von 8,4 Millionen Euro bewilligt
und ausbezahlt. Das entsprechende
Landesprogramm hat ein Gesamt-
volumen von 92 Millionen Euro.

VW liefert 2020 spürbar
weniger Fahrzeuge aus
WOLFSBURG (dpa) - Die Corona-
Krise hat den Verkäufen des Volks-
wagen-Konzerns im vergangenen
Jahr einen kräftigen Dämpfer ver-
passt – bei E-Fahrzeugen geht es
aber voran. Insgesamt sanken die
Auslieferungen der weltgrößten
Autogruppe um 15,2 Prozent auf
rund 9,3 Millionen Fahrzeuge. Dies
teilte VW am Mittwoch mit, nach-
dem die Kernmarke und einzelne
Töchter schon Einzelheiten bekannt
gegeben hatten. Deutliche Zuwächse
gab es bei Autos mit alternativen
Antrieben: Für reine Elektrofahr-
zeuge meldete der Konzern 2020
mehr als eine Verdreifachung auf
knapp 232 000 Stück.

400 Millionen Euro 
gegen Brexit-Folgen
BRÜSSEL (dpa) - Deutschland kann
zur Milderung der Folgen des Bre-
xits mehr als 400 Millionen Euro
von der Europäischen Union be-
kommen. Darauf wies die EU-Kom-
mission am Mittwoch auf Twitter
hin. Das Geld stammt aus einem fünf
Milliarden Euro schweren Fonds für
EU-Staaten, die vom britischen
EU-Austritt besonders betroffen
sind. Es soll unter anderem Fischern
zugute kommen. Die Mittel können
auch verwendet werden, um die
neuen Grenz-, Zoll- und Waren-
kontrollen sicherzustellen.

Kurz berichtet
●

So leer
Die Verzweiflung unter Einzelhändlern

im Südwesten steigt immer mehr – 
Die staatliche Hilfe kritisieren sie als zu

kompliziert, ungerecht und langsam
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